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führte, Biga-anerkannte Lehre als Technischer Stickereian-
gestellter stiess nicht auf das erhoffte Echo. Obschon gerade
die Gebr. Leemann AG mit beträchtlichen Inseratenkosten,
Schulklassen-Besuchen und Demonstration der neuzeitli-
chen Elektronik besonders kräftig die Werbetrommel
gerührt hat, gelang es nicht, die offene Lehrstelle zu beset-
zen.

Vor allem für den Einsatz in der Damenoberbekleidungsindustrie sind die
beiden Stickmaschinen mit Soutache-Einrichtung bestimmt, im Vorder-
grund sind die dazu verwendeten bauschigen Effektgarne erkennbar.

Das vergangene Jahr, das sei abschliessend angeführt,
gestaltete sich für das Unternehmen als das umsatzstärkste
in der Geschichte der Firma, der Zuwachs gegenüber 1988
beziffert sich auf eine zweistellige Prozentzahl. Damit ist
bereits gesagt, dass man sich in Lichtensteig, der letzten,
aber um so zukunftsträchtigeren Stickerbastion im Neutog-
genburg, auf besten Wegen befindet.

Peter Schindler

Volkswirtschaft

Wirtschaft 1990: gedämpft optimistisch

Nachdem die Wirtschaftsprognosen für das Jahr 1988 von
der Realität zur reinen Makulatur gestempelt worden waren,
sieht die «Prognosebilanz» für das vergangene Jahr etwas
besser aus. Das Wachstum wurde allerdings auch für das
Jahr 1989 unterschätzt: Den Prognosen für das reale Wachs-
tum des Bruttoinlandproduktes (BIP), die sich alle zwischen
1,8 und 2,7% bewegt haben, steht nun ein Wachstum von
rund 3% gegenüber. Die vor Jahresfrist erwartete Abschwä-
chung des Wachstums trat also einmal mehr nicht ein.
Die Ende 1989 abgegebenen Prognosen für das laufende
Jahr sehen alle, mit einer einzigen Ausnahme, eine mehr

oder weniger deutliche Abschwächung kommen. Die Band-
breite der abgegebenen BIP-Prognosen ist für das laufende
Jahr allerdings wesentlich grösser als für das Vorjahr: Der
Prognose von lediglich 1,5% BIP-Zuwachs der Zürcher Kan-
tonalbank steht eine solche von 3,7% des Centre de recher-
che économiques appliqués (Créa) in Lausanne gegenüber.
In ihrer Mehrheit deuten die Prognosen allerdings auf ein
Wachstum in der Grössenordnung von rund 2%.

Die nun prognostizierte Abschwächung erscheint sowohl in
Anbetracht der internationalen Entwicklung als auch jener
innerhalb der Schweiz als plausibel. Insbesondere in den
USA zeichnete sich schon gegen Ende Jahr eine Abschwä-
chung der Wachstumsdynamik ab. Wohl ist das Hauptab-
nehmerland schweizerischer Produkte, die Bundesrepublik
Deutschland, von dieser Abschwächung noch kaum betraf-
fen. Rückwirkungen auf die Exportkonjunktur dürften den-
noch kaum ausbleiben. Binnenwirtschaftlich nähert sich un-
ser Land immer mehr seinen Wachstumsgrenzen: Sowohl
die technischen als auch die personellen Kapazitäten sind
voll ausgeschöpft, ein weiteres Hinausschieben der Grenzen
dürfte nur noch sehr beschränkt und unter hohen Kosten
möglich sein.

Gemäss den vorliegenden Prognosen ist das etwas abge-
dämpfte Wachstum im wesentlichen auf die Investitions-
tätigkeitund die Ausfuhren abgestützt. Bei den Investitionen
zeichnen sich 1990 vor allem die Ausrüstungen durch ein
überdurchschnittliches Wachstum aus. Die Zuwachsraten
liegen wohl unter jenen der Vorjahre, als von einem wahren
Investitionsboom gesprochen werden konnte, aber doch
deutlich über dem erwarteten BIP-Wachstum. Spürbar
schwächer dürften sich die Bauinvestitionen entwickeln,
was in erster Linie auf das hohe Zinsniveau zurückzuführen
ist. Auch die Exporte werden an Dynamik etwas einbüssen,
wobei jedoch der BIP-Zuwachs auch deutlich übertroffen
werden dürfte. Im Exportbereich sind allerdings relativ
grosse Unsicherheitsfaktoren auszumachen: Diese betref-
fen zum einen die Währungsentwicklung und zum anderen
die politisch/wirtschaftlichen Entwicklungen mit Blick auf
die EG sowie die Ereignisse in den Ostblockstaaten. Ob sich
daraus wachstumshemmende oder -fördernde Impulse er-
geben, muss vorerst offen bleiben.

Die vieldiskutierte Teuerung kommt im Jahresdurchschnitt
1989, trotz den hohen Jahresendraten, auf gut 3% zu stehen.
Gemäss der Mehrzahl der Prognosen ist für das laufende
Jahr noch mit einer gewissen Beschleunigung auf gut 4% zu
rechnen. Während zu Jahresbeginn noch von höheren Raten
auszugehen ist, sprechen die meisten Prognosen von einer
Abschwächung in der zweiten Jahreshälfte. Parallel dazu
dürfte auch erst im Jahresverlauf mit einer gewissen Ent-

Spannung an der Zinsfront zu rechnen sein. Vor diesem Hin-
tergrund ist auch die weiter restriktive geldpolitische Hai-
tung der Nationalbank als positiv zu beurteilen. Eine Locke-
rung der Politik drängt sich auch mit Blick auf den immer
noch schwachen Franken nicht auf.

Sollte sich die wirtschaftliche Realität an die Grundtrends
der vorliegenden Prognosen halten, kann mit einer positi-
ven, dem Potential unserer Wirtschaft einigermassen ent-
sprechenden Entwicklung gerechnet werden. Neben den
wenig kalkulier- und beeinflussbaren Risiken, die aus dem
internationalen Kontext entstehen, ist vor allem auf einen
Gefahrenherd hinzuweisen: Sollte sich die Teuerung entge-
gen den heutigen Erwartungen doch noch stärker beschleu-
nigen, ist bei sich abschwächender Konjunktur mit Stagfla-
tionserscheinungen zu rechnen. Das Risiko dazu besteht
(Kostendruck!), die Eintretenswahrscheinlichkeit erscheint
hingegen eher gering. Im übrigen ist zumindest mittelfristig
kaum mit einer Rezession zu rechnen.

Peter Morf



74 mittex 2/90

Die wirtschaftliche Bedeutung des Risikos

Wirtschaftliches Handeln findet oft unter erheblichem (geld-
mässigem) Risiko statt. Auf den Güter- und Dienstleistungs-
märkten führen der rasche technische Fortschritt und zum
Teil hohe Grade an Marktsättigungen zu einer Verkürzung
der Produktelebensdauer, was bei den Unternehmen eine
erhebliche Anpassungsbereitschaft an veränderte Markt-
bedingungen notwendig macht. In die gleiche Richtung zielt
die Internationalisierung der Marktvorgänge, welche eine
Erschwerung der Marktbearbeitung bewirkt. Auf den
Finanzmärkten bringt die Globalisierung und Deregulierung
der Finanztransaktionen die Möglichkeit zunehmender
Kursschwankungen (bzw. -risiken) bei Wertschriften mit
sich. Auch auf den Arbeitsmärkten herrschen Risiken, indem
sich individuelle Investitionen in die Ausbildung - besonders
wenn sie über längere Zeit in einem nicht streng geregelten
Bildungsgang erfolgen - nicht immer in angemessenen
Arbeitsmöglichkeiten niederschlagen. Aber auch beim Aus-
bau staatlicher Bildungseinrichtungen bestehen Risiken
insofern, als sie den Qualifikations-Bedürfnissen der Wirt-
schaft nicht genügend entsprechen. Schliesslich sei der
Bereich der (Sozial-)Versicherungen angesprochen, der
sowohl durch den privatwirtschaftlichen Wirtschaftszweig
«Versicherungen» als auch staatliche Umverteilungsaktivitä-
ten geprägt wird. Jede Person ist grundsätzlichen Risiken
ausgesetzt, kann Invalidität erleiden oder unterliegt dem
Risiko der Arbeitslosigkeit. Insgesamt erscheint es sinnvoll,
wirtschaftlich angemessene Mittel zur Reduktion der an sich
unvermeidlichen Risiken einzusetzen, wobei der gleichzeiti-
gen Wahrung stabiler ordnungsmässiger Rahmenbedin-
gungen durch den Staat erhebliche Bedeutung zukommt.

Möglichkeiten zur Reduktion wirtschaftlicher
Risiken

Im Bereich der Güter- und Dienstleistungsmärkte lassen sich
Risiken am ehesten durch ein sorgfältiges Marketing und
eingehende Pflege der Kundenbeziehungen vermindern.
Gleichzeitig entstehen aber immer wieder neue Risiken,
wenn Unternehmen zur Wahrung ihrer Marktstellung Inno-
vationen einführen, welche einen erheblichen finanziellen
und personellen Einsatz erfordern. Auf den Finanzmärkten
geht es einerseits um die Entwicklung und Anwendung von
Instrumenten zur Absicherung von Kursrisiken, wie sie in
Form von Optionen und Financial-Futures existieren. Ande-
rerseits drängen sich technisch-organisatorische Verbesse-
rungen zur Erhöhung der Markttransparenz auf. Im Fall der
Arbeitsmärkte steht die ausreichende privatwirtschaftliche
und staatliche Information der Betroffenen über Berufs- und
Arbeitsmarktvorgänge im Vordergrund. Allerdings führt der
rasche technologische Wandel auch weiterhin zu steigen-
den Ausbildungsrisiken, welche nur durch geographische/
funktionelle Mobilität und Weiterbildungsbereitschaft der
jeweiligen Arbeitnehmer reduzierbar sind. Was die Ausge-
staltung der Sozialversicherungen anbetrifft, gilt es eine
schwierige Abwägung der Sicherheitsbedürfnisse der
potentiellen Nutzniesser und der Gefahr des Missbrauchs
von öffentlich erbrachten Leistungen vorzunehmen. Sozial-
staatliche Leistungen sollten grundsätzlich streng nach dem
Subsidiaritätsprinzip erbracht werden, damit nicht die
Gefahr des Missbrauchs von Leistungen (im Sinne der
«Sozialen Hängematte») resultiert.

Die Risikoträchtigkeit wirtschaftlicher Entscheidungen macht
Fehlentscheide von Wirtschaftsakteuren möglich. Insbeson-
dere Investitionsentscheidungen in Sach- und Humankapi-
tal gilt es auch unter diesen Gesichtspunkten zu betrachten.

Oftmals erfolgen Entscheide unter Zuhilfenahme einer Viel-

zahl von Informationen, welche durch Schätzungen und

Mutmassungen über mögliche Zukunftsentwicklungen und

Verhaltensweisen anderer Wirtschaftsteilnehmer ergänzt
werden müssen. Die Erfolge der Schweizer Wirtschaft zei-

gen die Richtigkeit der Mehrzahl der wirtschaftlichen Ent-

Scheidungen. Es besteht aber immer die Gefahr, dass ein

übermässiges Sicherheitsdenken Strategien der Risikover-

meidung und die Sehnsucht nach der staatlichen, letztlich

von anderen Mitbürgern finanzierten Futterkrippe nach sich

ziehen. Damit wird die Grundlage des wirtschaftlicher
Erfolgs, nämlich der Wille zur Leistung und Anpassungsbe-
reitschaft, geschwächt. Es liegt daher an den Wirtschaftsak-
teuren selbst, sich der Notwendigkeit auch risikobehaftetei
Entscheide bewusst zu sein und nur wirtschaftlich sinnvolle

Risikobegrenzungen vorzunehmen.

Martin Leber

Wieviel Staatshilfe erhält die Industrie?

In der Schweiz wurden 1988 für 70,1 Mio Fr. staatliche Bei-

hilfen des Bundes und der Kantone an die Industrie ausge-

richtet, wovon rund vier Fünftel vom Bund stammten.
Gegenüber 1985 erhöhte sie sich um 24,7 Mio. Fr. Mit 44,7%

entfiel 1988 der grösste Teil der Staatsbeiträge auf Beihilfen

für Forschung und Entwicklung. Im Mittel der drei vorange-

gangenen Jahre floss knapp ein Drittel der Subventionen in

diesen Bereich. Im Rahmen der Förderung der angewandten
Forschung werden dabei vor allem gemeinsam von Industrie

und Wissenschaft eingereichte Forschungsprojekte mit

öffentlichen Mitteln unterstützt. Fernerwaren 1988 ein Vier-

tel der Beiträge regionale Beihilfen und 13% Beihilfen fürdie
strukturelle Anpassung. Rund 10% fanden in der Export
förderung Verwendung, 7,3% zu weiteren Zwecken.

Nicht enthalten in diesen sowohl absolut gesehen als auch

im internationalen Vergleich bescheidenen Zahlen sind

bedeutende Transfers des Bundes im Bereich der Nahrungs-
mittelindustrie. Hier hatten 1988 Ausgleichszahlungen im

Betrag von rund 70 Mio. Fr. die höheren Beschaffungspreise
für inländische Rohstoffe (Milch, Eier, Zucker, Getreide)

abzugelten und damit für gleich lange Spiesse im Wett-

bewerb zu sorgen. Es handelt sich dabei gewissermassen
um Folgekosten der Landwirtschaftspolitik. Nicht als Sub-

ventionen an die Industrie gelten zudem die Beiträge des

Bundes an die Exportrisikogarantie (1988: 431,1 Mio Fr.), da

diese vom Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit ausgeht,

und es sich bei den Bundesbeiträgen im Prinzip um Vor-

schüsse handelt.

(Quelle: Bundesamt für Konjunkturfragen: Mitteilungsblatt für Konjunk-

turfragen, Nr. 3/89)
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Standortbestimmung zur europäischen
Integration

Die Schweizerische Handelskammer hat vom Stand der
Gespräche zwischen der EG und den EFTA-Staaten über die
Schaffung eines «Europäischen Wirtschaftsraumes» (EWR)
Kenntnis genommen und dazu die folgende Stellungnahme
abgegeben:

1. Die Schweizerische Wirtschaft steht der Schaffung eines
einheitlichen «Europäischen Wirtschaftsraumes» (EWR)
grundsätzlich positiv gegenüber. Der Vorschlag gibt den
EFTA-Ländern die Chance, aktiv an einer Neugestaltung der
europäischen Wirtschaftsbeziehungen und der Schaffung
eines grossen gemeinsamen europäischen Marktes mitzu-
arbeiten. In diesem Wirtschaftsraum sind auf der Basis der
Gleichheit der Vertragspartner und des Gleichgewichts von
Rechten und Pflichten die vier Freiheiten des EG-Binnen-
marktes - freier Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Kapi-
tal und Personen - soweit als möglich zu verwirklichen.
Dadurch sollen die Risiken der Diskriminierung entschärft
und der Zugang zum EG-Binnenmarkt offengehalten
weden. Der Europäische Wirtschaftsraum beinhaltet mehr
als das heutige europäische Freihandelssystem, aberweni-
ger als der EG-Binnenmarkt bzw. die anvisierte Wirtschafts-
und Währungsunion.
2. Solange die Schweiz politisch ausserhalb der Gemein-
schaft bleibt, ergeben sich für unser Land bei der Über-
nähme des massgebenden EG-Rechtes («acquis commu-
nautaire») gewisse Grenzen. Diese werden unter anderem
durch die Ausländerpolitik, das Wettbewerbsrecht, die gel-
tenden Beschränkungen im Strassenverkehr sowie die
Landwirtschaftspolitik der Schweiz bestimmt.
3. Eine zukünftige Beteiligung der Schweiz am Europäischen
Wirtschaftsraum muss mit der globalen Ausrichtung ihrer
Aussenwirtschaftspolitik vereinbar sein. Insbesondere darf
dadurch die Weiterführung unserer autonomen Handels-
Politik nicht verunmöglicht werden. Aus diesem Grund
erscheint auch die Idee einer Zollunion zwischen der EG und
den EFTA-Staaten als ungeeignet. Aus Sicht der schweizeri-
sehen Wirtschaft muss der Europäische Wirtschaftsraum
gegen aussen offen sein.

4. Die bisherigen Vorstellungen der EG-Kommission zur
Ausgestaltung des rechtlichen und institutionellen Rah-
mens eines Europäischen Wirtschaftsraumes sind noch zu
wenig ausgewogen, um den Erfordernissen einer echten
Partnerschaft zwischen der EG und der EFTA-Gruppe zu ent-
sprechen. Zu diesem Zweck müssen echte und gemeinsame
Entscheidungsmechanismen die Gleichstellung der Partner
sicherstellen. Diese sollen in den kommenden Gesprächen
im einzelnen erarbeitet und in den anstehenden Verhand-
lungen mit der EG verbindlich festgelegt werden. Ohne
gemeinsame Entscheide entstünde eine Satellisierung der
EFTA-Länder, welche nicht im Interesse Europas liegt.
Schliesslich gilt nach wie vor und unabhängig von der Ent-
Wicklung der Grundsatz, dass die schweizerische Integra-
tionspolitik «im eigenen Haus» beginnen muss. Im Zentrum
steht die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der schweize-
rischen Wirtschaft. Die Rahmenbedingungen, unter denen
die Unternehmungen arbeiten, müssen in jedem Fall ver-
bessert werden; nur dann wird der Wirtschaftsplatz Schweiz
seine Stellung im internationalen Wettbewerb behaupten
können.

Mehr Grenzgänger -
weniger Saisonarbeiter

Wachsende Bedeutung der Grenzgänger

Anteil der Saison-
arbeiter und Grenz-
gänger am Total
der ausländischen
Erwerbstätigen
(Ende August)

wf 1970 75 1980 85 89

Von den 904000 Ende August 1989 in der Schweiz erwerbs-
tätigen Ausländern waren 18,1 % Grenzgänger und 13,3 Sai-
sonarbeiter. Fast ein Drittel der ausländischen Arbeitskräfte
wohnte damit jenseits der Grenze oder hielt sich nur vor-
übergehend in unserem Land auf, während gut zwei Drittel
Niedergelassene oder Jahresaufenthalter waren. Der Anteil
der Saisonarbeiter an den erwerbstätigen Ausländern weist
bis Anfang des vergangenen Jahrzehnts erhebliche
Schwankungen auf. Darin widerspiegelt sich zum einen der
Konjunkturverlauf, vor allem die Hochkonjunktur zu Beginn
und die scharfe Rezession Mitte der siebziger Jahre. Wäh-
rend dieser wirkte sich zum andern auch der in der Verord-
nung des Bundes über die Begrenzung der Zahl der Auslän-
der statuierte Vorrang der inländischen Arbeitnehmer be-
grenzend auf den Saisonnierbestand aus. Seit den achtziger
Jahren ist die Zahl der Saisonarbeiter bei 110 000 plafoniert,
weshalb ihr Anteil trotz Hochkonjunktur stagniert und 1989

sogar leicht zurückging. Dagegen hat sich das prozentuale
Gewicht der Grenzgänger seit Ende August 1970 von 9 auf
gut 18% verdoppelt. Dies ist einesteils die Folge des grossen
Bedarfs der Wirtschaft nach höherqualifizierten Arbeitskräf-
ten. Andernteils ist die Zahl der Grenzgänger nicht kontin-
gentiert.

(Quelle: Bundesamt für Ausländerfragen: Die Ausländer in der Schweiz,
diverse Jahrgänge. Direktauskunft BIGA)

Erhebliche internationale
Arbeitszeitunterschiede

Die Arbeitszeiten der in der industriellen Produktion tätigen
Arbeitnehmer wiesen auch 1988 erhebliche internationale
Unterschiede auf. Die Schweiz bewegte sich mit 1886 tarif-
lieh vereinbarten und 1800 effektiven Arbeitsstunden an
dritter Stelle, nur übertroffen durch die USA mit 1847 und
Japan mit 2165 tatsächlich realisierten Arbeitsstunden. Die
Schweizer Sozialpartner vereinbarten im Gegensatz zu die-
sen beiden Ländern vor allem mehr Urlaubs-, dafür aber
auch etwas weniger Feiertage. Per Saldo gab es in Japan
sechs und in den USA neun Tage weniger Urlaub bzw. son-
stige Freizeit als in der Schweiz. Am unteren Ende der
Arbeitszeitskala rangierten die BRD mit 1560 effektiven
Arbeitsstunden. Aber auch in Belgien (1596), den Niederlan-
den (1599), Österreich (1631) und Italien (1646) lagen die
Arbeitszeiten durchwegs erheblich tiefer. Auch in diesen Fäl-
len differierten die Urlaubsregelungen mehr als die
wöchentliche Arbeitszeit. Die gleichzeitig hohen Arbeitslo-
senzahlen in diesen Ländern zeigten aber auf, dass tiefere
Arbeitszeiten nicht automatisch zu sinkender Arbeitslosig-
keit führen.

(Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft: Argumente zu Unternehmer-
fragen, Nr. 6/89)
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